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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Neuordnung und Bereinigung des Rechts im 
Verkehr mit Tabakerzeugnissen 

(Gesetzentwurf der Fraktion der CDU/CSU) 


A. Problem 

Die technologische und wirtschaftliche Entwicklung auf dem 
herkömmlichen Gebiet des Lebensmittelrechts haben insbeson- 
dere in den letzten zehn Jahren infolge z. T. umwälzender Neue- 
rungen zu der Notwendigkeit einer umfassenden gesetzlichen 
Neuregelung geführt. Der Zwang zu einer Anpassung der ge- 
setzlichen Vorschriften an die durch die Technik hervorgeru- 
fenen Veränderungen erscheint besonders in den Bereichen 
Kosmetika sowie Wasch- und Reinigungsmittel unabweisbar. 

Dabei ist angesichts der zunehmenden Umweltbelastung in be- 
sonderer Weise der Verbraucherschutz vor Gesundheitsschäden 
und vor Täuschung zu berücksichtigen. 


B. Lösung 

Der Gesetzentwurf stimmt im wesentlichen mit den materiellen 
Vorschriften des Regierungsentwurfs (Drucksache W2310) be- 
züglich der Tabakerzeugnisse überein, weil in ihnen wesent- 
liche Verbesserungen zum Schutz des Verbrauchers vor Gesund- 
heitsschäden und vor Täuschungen enthalten sind, ohne daß 
dadurch die wirtschaftliche Entwicklung unnötig behindert 
würde. 

Es liegt aber sowohl im Interesse der Verbraucher als auch im 
Interesse der beteiligten Wirtschaftskreise, daß das nur histo- 
risch zu erklärende Lebensmittelgesetz mit seinen Bestimmun- 
gen über nach der Verkehrsauffassung höchst heterogene 
Gegenstände aus Anlaß der bevorstehenden grundlegenden 
Novellierung in durchsichtige und praktikable Einzelgesetze 
über die unterschiedlichen Materien aufgelöst wird. 

Einzelgesetze haben nicht nur den Vorzug, den bei den ver- 
schiedenen Gegenständen obwaltenden unterschiedlichen Sach- 
zwängen besser gerecht zu werden, sondern sie sind auch von 
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den zuständigen Behörden und beteiligten Wirtschaftskreisen 
leichter zu handhaben. Schließlich kann die Aufteilung der im 
Regierungsentwurf geregelten Materien in fünf Einzelgesetz- 
entwürfe entscheidend dazu beitragen, daß die Verabschiedung 
der Neuregelungen über Gegenstände, deren parlamentarische 
Beratung relativ rasch abgeschlossen werden kann, nicht durch 
sich länger hinziehende Beratungen über andere Gegenstände 
des Regierungsentwurfs, die aus der Sache heraus mit Sicher- 
heit zu erwarten sind, unverhältnismäßig verzögert wird. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die dem Bundeshaushalt entstehenden nicht wesentlichen Mehr- 
ausgaben können im Rahmen der Beträge des Finanzplans auf- 
gefangen werden. 

Den Ländern entstehen geschätzte einmalige Mehrausgaben für 
sachliche Aufwendungen in Höhe von 1 Million DM und jähr- 
lich wiederkehrende personelle und sachliche Mehrausgaben 
in Höhe von 3 Millionen DM. 
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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung und Bereinigung des 
Rechts im Verkehr mit Tabakerzeugnissen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Begriffsbestimmungen 

§ 1 

Tabakerzeugnisse 

(1) Tabakerzeugnisse im Sinne dieses Gesetzes 
sind aus Rohtabak oder unter Verwendung von 
Rohtabak hergestellte Erzeugnisse, die zum Rau- 
chen, Kauen oder Schnupfen bestimmt sind. 

(2) Den Tabakerzeugnissen stehen gleich: 

1. Rohtabak sowie Tabakerzeugnissen ähnliche 
Waren, die zum Rauchen, Kauen oder Schnupfen 
bestimmt sind; 

2. Zigarettenpapier, Kunstumblätter und sonstige 

mit dem Tabakerzeugnis festverbundenen Be- | 
standteile mit Ausnahme von Zigarrenmund- j 
stücken sowie Rauchfilter aller Art; | 

3. Erzeugnisse im Sinne der Nummer 2, soweit sie | 
dazu bestimmt sind, bei dem nicht gewerbs- 1 
mäßigen Herstellen von Tabakerzeugnissen ver- | 
wendet zu werden. 

(3) Als Tabakerzeugnisse gelten nicht Erzeugnisse i 
im Sinne des Absatzes 1 und des Absatzes 2 Nr. 1 | 
zur Linderung von Asthmabeschwerden. 


§2 

Verbraucher 

(1) Verbraucher im Sinne dieses Gesetzes ist der- 
jenige, an den Tabakerzeugnisse zur persönlichen 
Verwendung oder zur Verwendung im eigenen 
Haushalt abgegeben werden. 

(2) Dem Verbraucher stehen gleich Einrichtungen 
zur Gemeinschaftsverpflegung sowie Gewerbetrei- 
bende, soweit sie in Absatz 1 genannte Erzeugnisse 
zum Verbrauch innerhalb ihrer Betriebsstätte be- 
ziehen. 

§3 

Sonstige Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Gesetzes ist: 

Herstellen: 

das Gewinnen, Herstellen, Zubereiten, Be- und 
Verarbeiten; 

Inverkehrbringen: 

das Anbieten, Vorrätighalten zum Verkauf oder 
zu sonstiger Abgabe, Feilhalten und jedes Ab- 
geben an andere; 

Behandeln: 

das Wiegen, Messen, Um- und Abfüllen, Stem- 
peln, Bedrucken, Verpacken, Kühlen, Lagern, 
Aufbewahren, Befördern sowie jede sonstige 
Tätigkeit, die nicht als Herstellen, Inverkehr- 
bringen oder Verzehren anzusehen ist. 
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(2) Dem gewerbsmäßigen Herstellen, Behan- 
deln und Inverkehrbringen im Sinne dieses Ge- 
setzes stehen das Herstellen, das Behandeln und 
die Abgabe in Genossenschaften oder ähnlichen 
Einrichtungen für deren Mitglieder sowie in Ein- 
richtungen zur Gemeinschaftsverpflegung gleich. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Verkehr mit Tabakerzeugnissen 

§4 

Verwendungsverbot und Zulassungsermächtigung 

(1) Es ist verboten, 

1. bei dem gewerbsmäßigen Herstellen von Tabak- 
erzeugnissen, die dazu bestimmt sind, in den 
Verkehr gebracht zu werden, Stoffe zu verwen- 
den, die nicht zugelassen sind; 

2. Tabakerzeugnisse gewerbsmäßig in den Ver- 
kehr zu bringen, die entgegen dem Verbot der 
Nummer 1 hergestellt sind oder einer nach Ab- 
satz 3 Nr. 1 oder Nr. 2 Buchstabe a erlassenen 
Rechts Verordnung nicht entsprechen; 

3. Stoffe, die bei dem gewerbsmäßigen Herstellen 
von Tabakerzeugnissen nicht verwendet wer- 
den dürfen, für eine solche Verwendung oder 
zur Verwendung bei dem Herstellen von Tabak- 
erzeugnissen durch den Verbraucher gewerbs- 
mäßig in den Verkehr zu bringen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung auf Roh- 
tabak, auf Stoffe, die dem Rohtabak von Natur aus 
eigen sind, auf Geruchs- und Geschmackstoffe, die 
natürlicher Herkunft oder den natürlichen chemisch 
gleich sind, sowie auf Zusatzstoffe der im Gesetz 
über den Verkehr mit Lebensmitteln (§ 2) vom . . . 
(Bundesgesetzbl. IS....) näher bestimmten Art. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates, 

1. soweit es mit dem Schutz des Verbrauchers ver- 
einbart ist, Stoffe allgemein oder für bestimmte 
Tabakerzeugnisse oder für bestimmte Zwecke 
zuzulassen; 

2. soweit es zum Schutz des Verbrauchers erfor- 
derlich ist, 

a) Höchstmengen für den Gehalt an zugelas- 
senen oder nach Absatz 2 nicht zulassungs- 
bedurftigen Stoffen in Tabakorzeugnissen 
sowie Reinheitsanforderungen für diese 
Stoffe festzusetzen, 

b) Vorschriften über die Kenntlichmachung des 
Gehalts an zugelassenen Stoffen zu erlassen. 


§5 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates, 

1. soweit es zum Schutz des Verbrauchers vor 
Gesundheitsschäden erforderlich ist, 

a) die Verwendung von Stoffen, die nach § 4 
Abs. 2 keiner Zulassung bedürfen, sowie die 
Anwendung bestimmter Verfahren bei dem 
Herstellen oder Behandeln von Tabakerzeug- 
nissen zu verbieten oder zu beschränken, 

b) Vorschriften über die Beschaffenheit und den 
Wirkungsgrad von Gegenständen oder Mit- 
teln zur Verringerung des Gehaltes an 
bestimmten Stoffen in bestimmten Tabak- 
erzeugnissen oder in deren Rauch zu erlas- 
sen, sowie die Verwendung solcher Gegen- 
stände oder Mittel vorzuschreiben, 

c) Höchstmengen für den Gehalt an bestimmten 
Rauchinhaltsstoffen festzusetzen, 

d) vorzuschreiben, daß im Verkehr mit bestimm- 
ten Tabakerzeugnissen oder in der Wer- 
bung für bestimmte Tabakerzeugnisse An- 
gaben über den Gehalt an bestimmten 
Rauchinhaltsstoffen zu verwenden sind, 

e) vorzuschreiben, unter welchen Vorausset- 
zungen Angaben verwendet werden dürfen, 
die sich auf den Gehalt an bestimmten 
Stoffen in bestimmten Tabakerzeugnissen 
oder in deren Rauch, insbesondere Niktotin 
oder Teer, beziehen, 

f) für bestimmte Tabakerzeugnisse Warnhin- 
weise oder sonstige warnende Aufmachungen 
vorzuschreiben; 

2. soweit es zum Schutz des Verbrauchers vor 
Täuschung erforderlich ist, für bestimmte Tabak- 
erzeugnisse Vorschriften zu erlassen, die im 
Gesetz über den Verkehr mit Lebensmitteln vor- 
gesehenen Regelungen entsprechen. 

(2) Tabakerzeugnisse, die einer nach Absatz 1 
Nr. 1 Buchstaben a bis c erlassenen Rechtsverord- 
nung nicht entsprechen, dürfen gewerbsmäßig nicht 
in den Verkehr gebracht werden. 

§6 

Werbeverbote 

(1) Es ist verboten, im Verkehr mit Tabakerzeug- 
nissen oder in der Werbung für Tabakerzeugnisse 
allgemein oder im Einzelfall 

1. Bezeichnungen, Angaben, Aufmachungen, Dar- 
stellungen oder sonstige Aussagen zu verwen- 
den, 

a) durch die der Eindruck erweckt wird, daß 
der Genuß oder die bestimmungsgemäße 
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Verwendung von Tabalkerzeugnissen gesund- 
heitlich unbedenklich oder geeignet ist, die 
Funktion des Körpers, die Leistungsfähigkeit 
oder das Wohlbefinden günstig zu beeinflus- 
sen, 

b) die ihrer Art nach besonders dazu geeignet 
sind. Jugendliche oder Heranwachsende zum 
Rauchen zu veranlassen, 

c) die das Inhalieren des Tabakrauchs als nach- 
ahmenswert erscheinen lassen; 

2. Bezeichnungen oder sonstige Angaben zu 
verwenden, die darauf hindeuten, daß die Tabak- 
erzeugnisse natürlich oder naturrein seien. 

Der Bundesminister wird ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundes rates Aus- 
nahmen von dem Verbot der Nummer 2 zuzulassen, 
soweit es mit dem Schutz des Verbrauchers verein- 
bar ist. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministern für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten und für Wirtschaft 
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates, soweit es zum Schutz des Verbrauchers 
erforderlich ist, Vorschriften zur Durchführung der 
Verbote des Absatzes 1 zu erlassen, insbesondere 

1. die Art, den Umfang oder die Gestaltung der 
Werbung durch bestimmte Werbemittel oder an 
bestimmten Orten zu regeln, 

2. die Verwendung von Darstellungen oder Äuße- 
rungen von Angehörigen bestimmter Personen- 
gruppen zu verbieten oder zu beschränken. 


PRITTER ABSCHNITT 
Überwachung 

§ 7 

Zuständigkeit für die Überwachung 

(1) Die Zuständigkeit für die in diesem Gesetz 
bezeichneten Überwachungsmaßnahmen richtet sich 
nach Landesrecht. § 15 bleibt unberührt, 

(2) Im Bereich der Bundeswehr obliegt der Voll- 
zug dieses Gesetzes bei der Überwachung des Ver- 
kehrs mit Tabakerzeugnissen, insbesondere in den 
Verpflegungseinrichtungen und Kantinen, den zu- 
ständigen Stellen und Sachverständigen der 
Bundeswehr. 

(3) Die zuständigen Stellen der Bundeswehr 
und die für die Überwachung des Verkehrs mit 
Tabakerzeugnissen zuständigen Behörden der 
Länder sind verpflichtet, sich beim Vollzug dieses 
Gesetzes gegenseitige Amtshilfe zu leisten. Sie 
haben sich 

1. die für den Vollzug des Gesetzes zuständigen 
Stellen und Sachverständigen mitzuteilen und 

2. bei Zuwiderhandlungen und bei Verdacht auf 
Zuwiderhandlungen gegen Vorschriften des 


Lebensmittelrechts für den jeweiligen Zustän- 
digkeitsbereich unverzüglich zu unterrichten 
und bei der Ermittlungstätigkeit gegenseitig zu 
unterstützen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht im Land 
Berlin. 


§ 8 

Durchführung der Überwachung 

(1) Die Beachtung der Vorschriften über den 
Verkehr mit Tabakerzeugnissen ist durch die zu- 
ständigen Behörden zu überwachen. Sie haben sich 
durch regelmäßige Überprüfungen und Probenahmen 
davon zu überzeugen, daß die Vorschriften ein- 
gehalten werden. 

(2) Die Überwachung ist durch fachlich ausgebil- 
dete Personen durchzuführen. Der Bundesminister 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über die 
fachlichen Anforderungen zu erlassen, die an diese 
Personen zu stellen sind, soweit sie nicht wissen- 
schaftlich ausgebildet sind. 

(3) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich ist, sind die mit der Überwachung be- 
auftragten Personen, bei Gefahr im Verzug auch 
alle Barnten der Polizei, befugt, 

1. Grundstücke, Geschäftsräume und zur Ver- 
hütung dringender Gefahren für die Öffentliche 
Sicherheit und Ordnung auch Wohnräume, in 
oder auf denen Tabakerzeugnisse hergestellt, 
behandelt oder in den Verkehr gebracht wer- 
den, zu betreten; das Grundrecht der Unverletz- 
lichkeit der Wohnung (Artikel 13 des Grund- 
gesetzes) wird insoweit eingeschränkt; 

2. geschäftliche Aufzeichnungen, Frachtbriefe, 
Bücher und Unterlagen über die bei der Her- 
stellung verwendeten Stoffe, mit Ausnahme von 
Herstellungsbeschreibungen, einzusehen und 
hieraus Abschriften oder Auszüge anzufertigen 
sowie Einrichtungen und Geräte zur Beförde- 
rung von Lebensmitteln zu besichtigen; 

3. von natürlichen und juristischen Personen und 
nicht rechtsfähigen Personenvereinigungen alle 
erforderlichen Auskünfte, insbesondere solche 
über die Herstellung, die zur Verarbeitung ge- 
langenden Stoffe und deren Herkunft zu ver- 
langen. 

(4) Der zur Auskunft Verpflichtete kann die 
Auskunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung bezeich- 
neten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 9 

Probenahme 

(1) Soweit es zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlich ist, sind die mit der Überwachung be- 
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auftragten Personen und die Beamten der Polizei 
befugt, gegen Empfangsbescheinigung Proben nach 
ihrer Auswahl zum Zweck der Untersuchung zu 
fordern oder zu entnehmen. Soweit der Hersteller 
oder Einführer nicht ausdrücklich darauf verzichtet, 
ist ein Teil der Probe oder, sofern die Probe nicht 
oder ohne Gefährdung des Untersuchungszwecks 
nicht in Teile von gleicher Beschaffenheit teilbar 
ist, ein zweites Stück der gleichen Art und von 
demselben Hersteller, wie das als Probe entnom- 
mene, zurückzulassen. 


§ 13 

Landesrechtliche Bestimmungen 

Die Länder können zur Durchführung der Über- 
wachung weitere Vorschriften erlassen. 

VIERTER ABSCHNITT 
Ein- und Ausfuhr 


(2) Zurückzulassende Proben sind amtlich zu 
verschließen oder zu versiegeln, Sie sind mit dem 
Datum der Probenahme und dem Datum des Tages 
zu versehen, nach dessen Ablauf der Verschluß 
oder die Versiegelung als aufgehoben gelten. 

(3) Für Proben, die nicht beim Hersteller oder 
Einführer entnommen werden, ist eine angemes- 
sene Entschädigung zu leisten. 

(4) Die Befugnis zur Probenahme erstreckt sich 
auch auf Tabakerzeugnisse, die auf Märkten, 
Straßen oder öffentlichen Plätzen oder im Reise- 
gewerbe in den Verkehr gebracht werden oder die 
vor Abgabe an den Verbraucher unterwegs sind. 

§ 10 

Duldungs- und Mitwirkungspflichten 

Die Inhaber der in § 8 bezeichneten Grundstücke, 
Räume, Einrichtungen und Geräte und die von 
ihnen bestellten Vertreter sowie Personen, die Er- 
zeugnisse nach Maßgabe des § 9 Abs. 4 in den 
Verkehr bringen, sind verpflichtet, die Maßnahmen 
nach den §§ 8 und 9 zu dulden und die in der 
Überwachung tätigen Personen bei der Erfüllung 
ihrer Aufgabe zu unterstützen, insbesondere ihnen 
auf Verlangen die Räume, Einrichtungen und Ge- 
räte zu bezeichnen, Räume und Behältnisse zu öff- 
nen und die Entnahme der Proben zu ermöglichen. 

§ 11 

Ermächtigungen 

Der Bundesminister wird ermächtigt, um eine 
einheitliche Durchführung der Überwachung zu 
fördern, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates, Vorschriften über 

1, die personelle, apparative und sonstige tech- 
nische Ausstattung von Untersuchungsanstalten, 

2. die Voraussetzungen für die Zulassung privater 
Sachverständiger, die zur Untersuchung von 
amtlich zurückgelassenen Proben befugt sind, 

zu erlassen. 

§ 12 


§ 14 

Verbringungsverbote 

(1) Tabakerzeugnisse, die nicht den in der Bun- 
desrepublik Deutschland geltenden Bestimmungen 
entsprechen, dürfen nicht in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes, ausgenommen in andere Zoll- 
freigebiete als die Insel Helgoland, verbracht wer- 
den. Dieses Verbot steht der zollamtlichen Abferti- 
gung nicht entgegen, soweit sich aus besonderen 
Rechtsvorschriften über die Einfuhrtätigkeit be- 
stimmter Erzeugnisse der in Satz 1 genannten Art 
nichts anderes ergibt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für 

1. die Beförderung von Waren unter zollamt- 
licher Überwachung und die Lagerung von 
Waren in Zollniederlagen und Zollverschluß- 
lagern, 

2. die Zollgutveredelung und Zollgutumwand- 
lung von Waren, solange sich die Waren unter 
zollamtlicher Überwachung befinden, 

3. Waren, die für das Oberhaupt eines aus- 
wärtigen Staates oder seines Gefolges ein- 
gebracht werden und zum Gebrauch oder Ver- 
brauch während seines Aufenthaltes im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes bestimmt sind, 

4. Waren, die für diplomatische oder konsula- 
rische Vertretungen bestimmt sind, 

5. Waren, soweit sie für wissenschaftliche 
Zwecke, für Messen, Ausstellungen oder ähn- 
liche Veranstaltungen bestimmt sind und der 
Bedarf von der zuständigen obersten Landes- 
behörde anerkannt ist, 

6. Waren, die als Reisebedarf eingebracht wer- 
den, soweit es sich um Mengen handelt, für 
die Eingangsabgaben nicht zu erheben sind, 

7. Waren, die in Verkehrsmitteln mitgeführt wer- 
den und ausschließlich zum Verbrauch der 
durch diese Verkehrsmittel beförderten Per- 
sonen bestimmt sind, 

8. Waren in privaten Geschenksendungen, soweit 
sie zum eigenen Gebrauch oder Verbrauch des 
Empfängers bestimmt sind, sowie Waren als 
Geschenke im öffentlichen Interesse, 


Erlaß von Verwaltungs Vorschriften 

Der Bundesminister erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates die zur Durchführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 


9. Warenmuster und -proben in geringen Men- 
gen, 

10. Waren als übersiedlungsgut oder Heiratsgut 
in Mengen, die überlicherweise als Vorrat ge- 
halten werden, 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2618 


11. Waren, die auf Seeschiffen zum Verbrauch auf 
hoher See bestimmt waren und an Bord des 
Schiffes verbraucht werden. 

(3) Waren im Sinne des Absatzes 2 Nr. 2 unter- 
liegen den Vorschriften nach § 17 Abs. 2 Nr. 1. 
Für diese Waren können Regelungen nach § 16 
getroffen werden. 

§ 15 

Mitwirkung von Zolldienststellen 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen und die von ihm bestimmten Zolldienststellen 
wirken bei der Überwachung des Verbringens von 
Tabakerzeugnissen in den oder aus dem Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes oder der Durchfuhr mit. Für 
das Gebiet des Freihafens Hamburg kann der Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen diese Auf- 
gabe durch Vereinbarung mit dem Senat der Freien 
und Hansestadt Hamburg dem Freihafenamt über- 
tragen. § 18 a Abs. 2 des Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung vom 6. September 1950 (Bundesge- 
setzbl. I S. 448) in der jeweils geltenden Fassung 
gilt entsprechend. Die genannten Behörden können 

1. Sendungen der in Satz 1 genannten Art sowie 
deren Beförderungsmittel, Behälter, Lade- und 
Verpackungsmittel bei dem Verbringen in den 
oder aus dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
oder der Durchfuhr zur Überwachung anhalten; 

2. den Verdacht von Verstößen gegen Verbote und 
Beschränkungen dieses Gesetzes oder der nach 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen, 
der sich bei der Abfertigung ergibt, den zustän- 
digen Behörden vorgeführt werden. 

(2) Der Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen regelt im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bun- 
desrates die Einzelheiten des Verfahrens nach Ab- 
satz 1. Er kann dabei insbesondere Pflichten zu An- 
zeigen, Anmeldungen, Auskünften und zur Leistung 
von Hilfsdiensten sowie zur Duldung der Einsicht- 
nahme in Geschäftspapiere und sonstige Unterlagen 
und zur Duldung von Besichtigungen und von Ent- 
nahmen unentgeltlicher Proben vorsehen. 

§ 16 

Ermächtigungen 

(1) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zur Überwachung des Ver- 
botes des § 14 Abs. 1 Satz 1, das Verbringen von 
bestimmten Tabakerzeugnissen in den Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes zu beschränken, von der Mel- 
dung oder Vorführung bei der zuständigen Behörde, 
von einer Untersuchung oder von der Beibringung 
eines amtlichen Untersuchungszeugnisses abhän- 
gig zu machen. In der Rechtsverordnung kann ange- 
ordnet werden, daß bestimmte Tabakerzeugnisse 
nur über bestimmte Zolldienststellen in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes verbracht werden dür- 
fen. 


(2) Der Bundesminister gibt im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen in den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 die Zoll- 
dienststellen im Bundesanzeiger bekannt. 

§ 17 

Ausfuhr 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes und der nach 
diesem Gesetz erlassenen Rechtsverordnungen fin- 
den auf Tabakerzeugnisse, die zur Lieferung in Ge- 
biete außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes oder für die Ausrüstung von Seeschiffen 
bestimmt sind, keine Anwendung. 

(2) Tabakerzeugnisse, auf die die in der Bundes- 
republik Deutschland geltenden Vorschriften nach 
Maßgabe des Absatzes 1 keine Anwendung finden, 
müssen von Erzeugnissen, die für das Inverkehr- 
bringen im Geltungsbereich dieses Gesetzes be- 
stimmt sind, getrennt gehalten und kenntlich ge- 
macht werden, sofern sie nicht den in der Bundesre- 
publik Deutschland geltenden Vorschriften entspre- 
chen. Sie müssen von dem Hersteller unverzüglich 
der von der Landesregierung bestimmten Behörde 
gemeldet werden. Ist der Hersteller nicht zugleich 
derjenige, der die Erzeugnisse aus dem Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes verbringt, so ist die Meldung 
außerdem auch von diesem zu erstatten. Aus der 
Meldung muß sich die Art und Menge der Erzeug- 
nisse sowie die Art der Abweichungen von den in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Bestim- 
mungen ergeben. Die Landesregierung oder die von 
ihnen bestimmten Behörden unterrichten den Bun- 
desminister unverzüglich über die eingegangenen 
Meldungen. 

(3) Der Bundesminister wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
weitere Vorschriften dieses Gesetzes sowie nach 
diesem Gesetz erlassener Rechtsverordnungen auf 
Erzeugnisse der in Absatz 1 genannten Art, die für 
die Ausrüstung von Seeschiffen bestimmt sind, für 
anwendbar zu erklären, soweit dies zum Schutz des 
Verbrauchers unter Berücksichtigung der beson- 
deren Verhältnisse der internationalen Seeschiff- 
fahrt erforderlich ist. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Straftaten und Ordnungswidrigkeiten 

§ 18 

Straftaten 

Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe wird bestraft, wer vorsätzlich 

1. entgegen § 4 Abs. 1 Nr. 1 bei dem Herstellen 
von Tabakerzeugnissen nicht zugelassene Stoffe 
verwendet, einer nach § 4 Abs. 3 oder einer nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben a bis c oder nach 
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 17 Nr. 4 
Buchstaben b und c LMG erlassenen Rechtsver- 
ordnung zuwiderhandelt, soweit sie für einen be- 
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stimmten Tatbestand auf diese Strafvorschrift | 
verweist, oder Tabakerzeugnisse entgegen § 4 ! 
Abs. 1 Nr. 2 oder § 5 Abs. 2 oder Stoffe entgegen i 
§ 4 Abs. 1 Nr. 3 in den Verkehr bringt, 

2. entgegen § 23 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 
LMG bei Tabakerzeugnissen eine nicht zuge- 
lassene Bestrahlung anwendet, entgegen § 23 in 
Verbindung mit § 11 Abs. 2 LMG Tabakerzeug- 
nisse in den Verkehr bringt oder einer nach § 23 
in Verbindung mit § 11 Abs. 2 LMG erlassenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit sie 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese Straf- 
vorschrift verweist, 

3. entgegen § 23 in Verbindung mit § 12 Abs. 1 i 
LMG Tabakerzeugnisse in den Verkehr bringt 
oder einer nach § 23 in Verbindung mit § 12 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe b oder Nr. 2 LMG er- 
lassenen Rechtsverordnung zuwiderhandelt, so- 
weit sie für einen bestimmten Tatbestand auf 
diese Strafvorschrift verweist, 

4. entgegen § 23 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 
Nr. 1 LMG Tabakerzeugnisse oder entgegen 
§ 23 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 Nr. 2 LMG 
Tabakerzeugnisse ohne ausreichende Kenntlich- 
machung in den Verkehr bringt, 

5. entgegen § 23 in Verbindung mit § 15 Abs. 1 
Nr. 5 LMG Tabakerzeugnisse unter einer irre- 
führenden Bezeichnung, Angabe oder Auf- 
machung in den Verkehr bringt oder mit einer 
irreführenden Darstellung oder Aussage wirbt. 

§ 19 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer eine der in 
§ 18 bezeichneten Handlungen fahrlässig begeht, 
in den Fällen des § 18 Nr. 3 jedoch nur, wer die 
Tabakerzeugnisse in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbracht hat. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

§ 20 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. dem Verbringungsverbot des § 14 Abs. 1 Satz 1 
zuwiderhandelt, 

2 entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach 
§ 15 Abs. 1 Nr. 3 eine Sendung nicht vorführt. 

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer 

1. entgegen § 10 eine Maßnahme der Über- 
wachung nach § 8 Abs. 3 Nr. 1 oder 2 oder eine 
Probenahme nach § 9 Abs. 1 oder 4 nicht duldet, 
eine Auskunft nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 nicht, nicht 
vollständig oder nicht richtig erteilt, oder die in 
der Überwachung tätigen Personen nicht unter- 
stützt, 


2. einer nach § 15 Abs. 2 oder einer nach § 16 
Abs. 1 erlassenen Rechtsverordnung zuwider- 
handelt, soweit sie für einen bestimmten Tat- 
bestand auf diese Bußgeldvorschrift verweist, 

3. entgegen § 17 Abs. 2 Erzeugnisse nicht ge- 
trennt hält, nicht kenntlich macht oder nicht 
unverzüglich oder nicht vollständig meldet. 

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen 
des Absatzes 1 mit einer Geldbuße bis zu fünf- 
undzwanzigtausend Deutsche Mark, in den Fällen 
des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu tausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 21 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in 
seiner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauf- 
tragter einer mit Aufgaben auf Grund dieses Ge- 
setzes betrauten Verwaltungsbehörde bekanntge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe be- 
straft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren. Ebenso wird 
bestraft, wer ein fremdes Geheimnis, namentlich 
ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 be- 
kanntgeworden ist, unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Ver- 
letzten verfolgt. 

§ 22 

Einziehung 

Gegenstände, auf die sich eine Straftat nach § 18 
oder eine Ordnungswidrigkeit nach den §§ 19 und 
20 bezieht, können eingezogen werden. § 40 a des 
Strafgesetzbuches und § 19 des Gesetzes über 

Ordnungswidrigkeiten sind anzuwenden. 

§ 23 

Anzuwendende Vorschriften 

Die §§ 11, 12, 15 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 des Gesetzes 
über den Verkehr mit Lebensmitteln (LMG) vom . . . 
(Bundesgesetzbl. I S. . . .) gelten für Tabakerzeug- 
nisse entsprechend. 

§ 24 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz, gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. T S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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§ 25 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab- 
satzes 2 drei Jahre nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Vorschriften, die zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen oder allgemeinen Verwaltungs- 
vorschriften ermächtigen, treten am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 


Bonn, den 28. September 1971 


Dr, Barzeh Stückten und Fraktion 


Begründung 

Die Regelungen dieses Einzelgesetzes über Tabak- 
erzeugnisse sind wörtlich den Bestimmungen des 
Regierungsentwurfs (Drucksache VI/2310) entnom- 
men. Es wird daher auf die Begründung des Re- 
gierungsentwurfs zu den entsprechenden Einzel- 
vorschriften Bezug genommen. 

Auch hinsichtlich der Übergang- und Schlußvor- 
schriften will der vorliegende Entwurf in § 24 zum 
Ausdruck bringen, daß er sich die materiellen 
Bestimmungen des Regierungsentwurfs zu eigen 
macht. 
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